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Finanzielle Entwicklung
und Perspektiven
der sozialen Pflege-
versicherung

Im Jahr 1995 wurde in Deutschland mit

der sozialen Pflegeversicherung ein

neuer Sozialversicherungszweig einge-

f�hrt. Das Pflegerisiko sollte staatlich

organisiert abgesichert und die Tr�ger

der Sozialhilfe finanziell entlastet wer-

den. Die Finanzierung im Umlage-

verfahren f�hrt dabei insbesondere in

Verbindung mit der demographischen

Entwicklung zu einer Lastenverschie-

bung in die Zukunft.

Die Finanzentwicklung war anf�nglich

durch �bersch�sse gepr�gt, mit denen

Defizite in den Folgejahren finanziert

wurden. Die demographische Entwick-

lung, die im Hinblick auf die Tragf�hig-

keit der �ffentlichen Finanzen eine der

großen Herausforderungen darstellt,

schl�gt sich nicht zuletzt auch in der

Finanzentwicklung der sozialen Pflege-

versicherung nieder. Schon in abseh-

barer Zeit d�rften die R�cklagen auf-

gebraucht sein, und es droht ein Bei-

tragssatzanstieg.

Derzeit steht eine Reform der Pflege-

versicherung zur Diskussion. Ange-

sichts der schwierigen Ausgangslage

und der sich mit der Zeit eher weiter

zuspitzenden Probleme sollten bei der

Frage einer Dynamisierung und Aus-

weitung der Leistungen die langfristi-

gen Auswirkungen auf die k�nftige

Belastung mit Sozialversicherungsbei-

tr�gen nicht vernachl�ssigt werden.
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Die Einf�hrung einer gesetzlichen

Pflegeversicherung

Vor der Einf�hrung der obligatorischen Pfle-

geversicherung waren die mit Pflegebed�rf-

tigkeit verbundenen finanziellen Belastungen

ein privates Risiko, das zun�chst aus eigenen

Mitteln oder im Familienverbund bew�ltigt

wurde. Reichte dieses Einkommen oder Ver-

m�gen nicht aus, um die mit der Pflege ver-

bundenen Kosten zu tragen, �bernahmen die

Tr�ger der Sozialhilfe die Kosten. Von 1991

bis 1994 stiegen die Bruttoausgaben der So-

zialhilfe f�r Hilfe zur Pflege von 6 1�2 Mrd 3

auf gut 9 Mrd 3. Die Finanzierung erfolgte

durch die Gebietsk�rperschaften und somit

im Wesentlichen �ber Steuern.

Die soziale Pflegeversicherung wurde im Jahr

1995 als eigenst�ndiger Zweig der Sozialver-

sicherung in Deutschland errichtet. Die damit

verfolgten Ziele bestanden zum einen in einer

Absicherung gegen finanzielle Belastungen

im Pflegefall. Zum anderen sollten die Haus-

halte der Sozialhilfetr�ger entlastet werden.1)

Um die Ziele m�glichst rasch zu erreichen,

wurde die Pflegeversicherung f�r alle gesetz-

lich Krankenversicherten im Umlageverfahren

eingef�hrt. Gleichzeitig wurden die privat

Krankenversicherten zum Abschluss einer pri-

vaten Pflegeversicherung verpflichtet, deren

Ausgestaltung insbesondere anfangs stark an

die Sozialversicherung angelehnt war (vgl. zu

den institutionellen Regelungen die �bersicht

auf S. 31).

Der Versicherungsschutz wurde unmittelbar

nach der Einf�hrung allen Versicherten ge-

w�hrt, und zwar ohne Pr�fung individueller

Risiken. Damit erhielten �ltere Versicherte Ein-

f�hrungsgewinne, da der einheitliche Sozial-

versicherungsbeitragssatz f�r sie nicht kos-

tendeckend war. Erkauft wurde dies durch

eine Belastung der J�ngeren. Auch f�r zu-

k�nftige Generationen gehen von der um-

lagefinanzierten Pflegeversicherung aufgrund

der demographischen Entwicklung Zusatz-

lasten aus, weil alternative Versicherungen

mit Kapitaldeckung von der dadurch verur-

sachten Verschlechterung der impliziten Ren-

dite weniger betroffen w�ren und deshalb

ein insgesamt niedrigerer Beitragssatz ausrei-

chen w�rde. Außerdem wurde mit dem Ver-

Leistungen der Pflegeversicherung
im �berblick

Pflegegeld Sachleistungen

bei Pflege
durch An-
geh�rige,
Nachbarn,
Bekannte

bei h�us-
licher
Pflege
durch
professio-
nellen
Dienst

bei statio-
n�rer
Heim-
unter-
brin-
gung 1)

Pflegestufe bis zu ... 5 pro Monat

Stufe I:
Erheblich Pflege-
bed�rftige,
Pflegeaufwand: mind.
1,5 Stunden t�glich 205 384 1 023

Stufe II:
Schwerpflege-
bed�rftige,
Pflegeaufwand: mind.
3 Stunden t�glich 410 921 1 279

Stufe III:
Schwerstpflege-
bed�rftige,
Pflegeaufwand: mind.
5 Stunden t�glich 665 1 432

(in H�rte-
f�llen bis
zu 1 918)

1 432
(in H�rte-
f�llen bis
zu 1 688)

1 Die Kosten f�r Unterkunft und Verpflegung („Hotel-
kosten“) tr�gt der/die Pflegebed�rftige selbst.

Deutsche Bundesbank

1 Eine verpflichtende Pflegeversicherung kann grunds�tz-
lich auch mit der Gefahr von strategischem Verhalten
(„free rider“) begr�ndet werden. Durch die Versiche-
rungspflicht wird verhindert, dass angesichts einer garan-
tierten staatlichen Grundsicherung auf eigene Vorsorge-
anstrengungen verzichtet wird.

Vor 1995
Pflegerisiko
privat oder
durch Sozial-
hilfe abgedeckt

Pflegever-
sicherung dient
finanzieller
Entlastung des
Pflegebed�rf-
tigen und der
Sozialhilfetr�ger

Umlage-
finanzierung
mit Lastenver-
schiebung in
die Zukunft
verbunden
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Regelungen zur Pflegeversicherung im �berblick

Die Beitragspflicht zur Pflegeversicherung setzte zum
1. Januar 1995 ein, und der Beitragssatz betrug zu-
n�chst 1% des versicherungspflichtigen Einkommens
bis zur Beitragsbemessungsgrenze.1) Leistungen wur-
den erst ab dem 1. April 1995 ausgezahlt. Der durch
die verz�gerte Leistungseinf�hrung erzielte �ber-
schuss wurde zur R�cklagenbildung verwendet. Zum
1. Juli 1996 kamen Leistungen f�r die station�re Pflege
hinzu. Gleichzeitig wurde der Beitragssatz auf 1,7%
angehoben.2) Seit dem 1. Januar 2005 zahlen Kinder-
lose einen Zusatzbeitrag in H�he von 0,25% ihres Ein-
kommens. Ausgenommen sind Versicherte, die vor
dem 1. Januar 1940 geboren sind, sowie unter 23-J�h-
rige. Zwischen der H�he der (einkommensabh�ngigen)
Beitr�ge und den (standardisierten) Leistungen der so-
zialen Pflegeversicherung besteht kein direkter Zusam-
menhang.

Die R�cklage, die sich Ende 2006 auf gut 3 1�2 Mrd 5

belief, muss mindestens eine halbe durchschnittliche
Monatsausgabe umfassen, was derzeit etwa 3�4 Mrd 5

entspricht. Aufgrund des gesetzlich festgelegten ein-
heitlichen Beitragssatzes und der vollst�ndig standar-
disierten Leistungen besteht unter den Pflegekassen
praktisch kein Wettbewerb. Defizite einzelner Kas-
sen werden untereinander weitgehend ausgeglichen.
Lediglich die Verwaltungskosten werden pauschal er-
stattet, so dass hier kein Anreiz zu unwirtschaftlichem
Handeln auf Kosten der �brigen Pflegekassen besteht.
W�hrend die gesetzlich Krankenversicherten automa-
tisch Mitglied der organisatorisch dort angegliederten
sozialen Pflegeversicherung sind, wurden f�r die privat
Krankenversicherten private Pflegeversicherungen ein-
gef�hrt. Die gesetzliche Pflegeversicherung umfasst
damit sowohl die soziale als auch die private Pflegever-
sicherung.

Die privaten Pflegeversicherungen wurden anfangs
verpflichtet, ab 1995 die privat Krankenversicherten zu
Konditionen aufzunehmen, die denen der Sozialver-
sicherung �hneln. So sind Kinder auch hier bis zum
18. Lebensjahr beitragsfrei mitversichert. Der nicht er-

werbst�tige Ehepartner zahlt nur den halben Beitrag,
der zudem bis zum H�chstbeitrag der sozialen Pflege-
versicherung begrenzt ist. Die Beitr�ge durften nicht
nach dem Gesundheitszustand und dem daraus ableit-
baren Pflegerisiko der zu Versichernden differenziert
werden. Auch f�r die sp�ter in die private Pflegever-
sicherung Eintretenden gelten noch einige der f�r die
private Versicherungswirtschaft untypischen Regelun-
gen wie die beitragsfreie Kindermitversicherung, das
Verbot einer geschlechtsspezifischen Tarifgestaltung
und die Deckelung der Versicherungspr�mie auf den
H�chstbeitrag zur sozialen Pflegeversicherung fort.
Diese Regulierung diente dazu, auch �lteren von An-
fang an die vollen Pflegeleistungen zu begrenzten Bei-
tr�gen zu garantieren. Die unvollst�ndige Risiko�qui-
valenz erfordert einen Risikostrukturausgleich unter
den privaten Pflegeversicherern.

Die Leistungen der sozialen wie auch der privaten Pfle-
geversicherung bestimmen sich zum einen nach dem
Grad der Pflegebed�rftigkeit in drei Pflegestufen. Wei-
terhin unterscheiden sich die Leistungss�tze bei ambu-
lanter und station�rer Pflege. Bei der ambulanten
Pflege wird nochmals danach differenziert, ob sie
durch einen professionellen Dienstleister oder durch
sonstige Pflegepersonen (i.d.R. Angeh�rige) erfolgt.
Die S�tze reichen von 205 5 pro Monat bei ambulanter
Pflege in Pflegestufe I bis zu 1 432 5 in Stufe III, sofern
die Pflege durch einen ambulanten Dienst oder statio-
n�r erfolgt. In besonderen H�rtef�llen k�nnen diese
Leistungss�tze auf bis zu 1 918 5 bei ambulanter bezie-
hungsweise 1 688 5 bei station�rer Pflege angehoben
werden. Dar�ber hinaus �bernehmen die Pflegekassen
einmal pro Jahr die Kosten der Vertretungspflege f�r
maximal vier Wochen im Wert von bis zu 1 432 5.
Außerdem tr�gt die soziale Pflegeversicherung die
Aufwendungen f�r die Beschaffung von Pflegemitteln.
Schließlich werden f�r „selbst beschaffte Pflegehilfen“
Beitr�ge zur gesetzlichen Rentenversicherung abge-
f�hrt.3) �berdies sind Pflegepersonen gesetzlich unfall-
versichert.

1 Die Beitragsbemessungsgrenze in der sozialen Pflegever-
sicherung entspricht der der gesetzlichen Krankenversiche-
rung. Sie belief sich 1995 auf umgerechnet 2 991 5 pro Mo-
nat im Westen und 2 454 5 im Osten. Heute liegt die Bei-
tragsbemessungsgrenze – nach der Angleichung im Jahr
2001 – bundeseinheitlich bei 3 562,50 5. — 2 Die Beitr�ge
werden grunds�tzlich von Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern parit�tisch aufgebracht. Zur Kompensation der Ar-
beitgeber f�r die erste Stufe (1%) wurde der Buß- und Bet-
tag als gesetzlicher Feiertag aufgegeben. Einzige Aus-
nahme ist Sachsen, weshalb die dort Besch�ftigten das 1%
alleine zu zahlen haben. Die Erh�hungsstufe von 0,7 Pro-
zentpunkten wurde dann allgemein h�lftig aufgeteilt. In

Sachsen zahlen die Arbeitnehmer daher 1,35% und die
Arbeitgeber lediglich 0,35% an die soziale Pflegeversiche-
rung (vgl. § 58 SGB XI). — 3 Die H�he der Rentenbeitr�ge
richtet sich nach der Pflegestufe und dem w�chentlichen
Pflegeaufwand. In Stufe III und einem w�chentlichen
Aufwand von mindestens 28 Stunden werden Beitr�ge in
H�he von 80% des Durchschnittsentgelts gezahlt (bezogen
auf 2006: rd. 390 5 pro Monat im Westen und rd. 325 5 im
Osten). Dies begr�ndet Rentenanspr�che in H�he von
ebenfalls 80% eines Durchschnittsverdieners. Daraus leitet
sich gegenw�rtig eine monatliche Rente von rd. 21 5 im
Westen und 18,50 5 im Osten ab – jeweils f�r ein Jahr
Pfleget�tigkeit.

Deutsche Bundesbank
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zicht auf eine finanzielle Bed�rftigkeits�ber-

pr�fung der Verm�gensverzehr im Alter ge-

mindert.2) Mit der sozialen Pflegeversiche-

rung wurde ein weiterer den Faktor Arbeit

belastender Sozialversicherungszweig ohne

Beitrags�quivalenz geschaffen. Damit �bt die

soziale Pflegeversicherung eine Wirkung auf

die Einkommensverteilung aus, die �ber die-

jenige einer rein versicherungsimmanenten

Umverteilung hinausgeht. Zwar wirkte auch

das vorherige Sozialhilfemodell nivellierend,

doch war der soziale Ausgleich im grunds�tz-

lich zielgenaueren Steuer- und Transfersystem

angesiedelt.

Finanzentwicklung seit dem Jahr 1995

Die soziale Pflegeversicherung verbuchte vor

allem im Einf�hrungsjahr 1995 und in den

ersten Folgejahren betr�chtliche �bersch�sse,

wodurch die R�cklagen bis 1998 auf 5 1�2

Mrd 3 anwuchsen. Ab 1999 kam es jedoch

zu Defiziten, die mit fast 1 Mrd 3 im Jahr

2004 ihren vorl�ufigen H�hepunkt erreich-

ten. Eine einnahmenseitige Entlastung ergab

sich 2005 durch die Einf�hrung des Sonder-

beitrags f�r Kinderlose und auch durch die

Beitr�ge f�r Bezieher von Arbeitslosengeld II.

Im vergangenen Jahr kam es zu einem kas-

senm�ßigen �berschuss von fast 1�2 Mrd 3,

der allerdings ausschließlich darauf beruhte,

dass ausnahmsweise Sozialversicherungsbei-

tr�ge f�r fast 13 Monate vereinnahmt wur-

den (vgl. �bersicht auf S. 33). Die liquide R�ck-

lage ist damit zuletzt wieder auf 3 1�2 Mrd 3 an-

gestiegen. Die gesetzliche Mindestr�cklage

ist auf eine halbe Monatsausgabe festgelegt

und bel�uft sich derzeit auf rund 3�4 Mrd 3.

Die Einnahmen sind von 1997 (als erstmals

f�r das gesamte Jahr der Beitragssatz von

1,7% galt) bis 2006 im Verh�ltnis zum Brutto-

inlandsprodukt (BIP) von 0,83% auf 0,76%

zur�ckgegangen. W�hrend das nominale BIP

seit 1997 jahresdurchschnittlich um gut 2%

stieg, nahmen die Bruttolohn- und -gehalts-

summe um knapp 11�2 % und die beitrags-

pflichtigen Entgelte der sozialen Pflegever-

sicherung (Grundlohnsumme) nur um 3�4 %

pro Jahr zu (vgl. Schaubild auf S. 42). Neben

Mrd €

1995 96 97 98 99 00 01 02 03 04 05 2006

1)

Rücklagen

Finanzierungssaldo

Finanzierungssalden und
Rücklagen der sozialen
Pflegeversicherung *)

Quelle: Bundesministerium für Gesund-
heit. — * In kassenmäßiger Abgrenzung. —
1 Vorläufige Ergebnisse; nicht bereinigt um
einmalige Beitragsmehreinnahmen.
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2 Sofern daraus h�here Erbschaften resultieren, wirken
diese – bei allerdings unterschiedlicher interpersoneller
Verteilung – der intergenerativen Lastenverschiebung
zum Teil entgegen.

Anf�nglicher
R�cklagen-
bildung folgten
Jahre mit
Defiziten

Schwache
Einnahmen-
entwicklung
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Zur Verbuchung der einmaligen Beitragsmehreinnahmen im Jahr 2006

Im Jahr 2006 hat die soziale Pflegeversiche-
rung – wie die �brigen Sozialversicherungen
auch – aufgrund vorgezogener Abf�hrungs-
termine f�r den Gesamtsozialversicherungs-
beitrag kassenm�ßig einmalige Mehreinnah-
men in H�he von fast einer Monatseinnahme
erzielt. In der Pflegeversicherung d�rfte die-
ser Effekt knapp 1 Mrd 5 ausgemacht haben.
Nach den vorl�ufigen Finanzergebnissen (PV
45-Statistik), die auf der Kassenrechnung be-
ruhen, erzielte die soziale Pflegeversicherung
im Jahr 2006 einen �berschuss von knapp
1�2 Mrd 5.

Bei periodengerechter Abgrenzung f�hrt die-
ser Einmaleffekt jedoch nicht zu einer Ergeb-
nisverbesserung, weil dort die (nachtr�glich
abgef�hrten) Beitr�ge auch zuvor schon dem
Monat zugerechnet worden sind, in dem das
Arbeitseinkommen erzielt worden ist. Mit
dem fr�heren Abf�hrungstermin sind ledig-
lich Ertrag und Einzahlung in �bereinstim-
mung gebracht worden: Die Beitr�ge f�r den
Dezember 2006 wurden nun auch schon im
Dezember 2006 kassenwirksam vereinnahmt,
nach der alten Regelung w�ren die Mittel
�berwiegend erst im Januar 2007 geflossen.
Im Ausweis des endg�ltigen Jahresergebnis-
ses f�r das Jahr 2006 (PJ1-Statistik), mit dem
Mitte 2007 zu rechnen ist, wird perioden-
gerecht abgegrenzt. Dort werden sich die
einmaligen kassenm�ßigen Beitragsmehrein-
nahmen nicht ergebnisverbessernd nieder-
schlagen. Folglich wird hier auch nicht ein
�berschuss, sondern wohl ein Defizit in be-
tragsm�ßig etwa gleicher Gr�ßenordnung
ausgewiesen werden. Das Defizit d�rfte sich
im Jahr 2006 – ohne den Sondereffekt – sogar
noch gegen�ber 2005 ausgeweitet haben.

In der – insbesondere auch f�r die Maastricht-
Meldung relevanten – Abgrenzung der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen findet
ebenfalls eine periodengerechte Verbuchung

statt. Hier f�hren also die kassenm�ßig ver-
buchten Mehreinnahmen ebenfalls nicht zu
einer Ergebnisverbesserung.

F�r die Zahlungsf�higkeit der Pflegeversiche-
rung kommt es wiederum auf die Liquidit�ts-
lage an. Daher ist der Zeitpunkt bis zum Er-
reichen der R�cklagenuntergrenze durch die
fr�heren Abf�hrungstermine leicht hinausge-
schoben worden, weil sich die Liquidit�tslage
zum Stichtag 31. Dezember 2006 nunmehr
besser darstellt.

Grunds�tzlich wird die Analyse der Finanzent-
wicklung der Sozialversicherungen dadurch
erschwert, dass die verschiedenen Zweige
unterschiedlichen Buchungsregeln folgen: So
weisen die gesetzliche Rentenversicherung
und die Bundesagentur f�r Arbeit nur Kassen-
ergebnisse aus. Die dort erzielten hohen
�bersch�sse von 7 1�2 Mrd 5 beziehungsweise
gut 11 Mrd 5 werden also auch im endg�lti-
gen Jahresergebnis ausgewiesen werden. Bei
periodengerechter Verbuchung der Beitrags-
einnahmen w�rde die gesetzliche Rentenver-
sicherung statt des �berschusses ein Defizit
aufweisen. In der Krankenversicherung wird
dagegen auch unterj�hrig (KV 45-Statistik)
schon periodengerecht abgegrenzt, so dass
dort keine einmaligen Mehreinnahmen ver-
bucht worden sind.

Wenn im Sommer 2007 die endg�ltigen Jah-
resergebnisse der sozialen Pflegeversicherung
in der periodengerechten Abgrenzung ver-
�ffentlicht werden, wird sich die M�glichkeit
bieten, den tats�chlichen Umfang des Vor-
zieheffekts genauer abzusch�tzen, weil dann
erstmals Daten f�r einen Sozialversicherungs-
zweig in beiden Abgrenzungen zur Verf�gung
stehen. Eine Umrechnung auf die anderen
Zweige wird allerdings durch die unterschied-
lichen Beitragszahlerkreise erschwert.

Deutsche Bundesbank
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der insgesamt moderaten Lohn- und Gehalts-

entwicklung der vergangenen Jahre hat zur

sinkenden Einnahmenquote die auch in ande-

ren Sozialversicherungszweigen zu beobach-

tende Abkopplung der beitragspflichtigen

Entgelte von den Bruttol�hnen und -geh�l-

tern beigetragen. Zus�tzlich zum Wechsel

insbesondere besserverdienender Mitglieder

von der sozialen zur privaten Pflegeversiche-

rung schlug dabei auch zu Buche, dass seit

dem Jahr 2002 die sozialversicherungsfreie

Entgeltumwandlung im Rahmen der betrieb-

lichen Altersversorgung erm�glicht wurde.3)

Dies wird zum kleineren Teil dadurch kom-

pensiert, dass auf Betriebsrenten seit Anfang

2004 der volle (statt zuvor nur der halbe) Bei-

tragssatz erhoben wird und Kapitalauszah-

lungen durchweg beitragspflichtig wurden.

Die Ausgaben sind dagegen im Verh�ltnis

zum BIP seit 1997 praktisch konstant bei

0,8% geblieben. Gemessen an den versiche-

rungspflichtigen Entgelten der Beitragszahler

sind sie gleichwohl von 1,6% auf 1,8%

gestiegen. Die Entwicklung wurde dadurch

ged�mpft, dass die Leistungss�tze nominal

fixiert und seit der Einf�hrung der Pflegever-

sicherung nicht angepasst worden sind. Der

Realwert der Leistungen hat sich daher im

Zeitverlauf vermindert. Der bisherige nomi-

nale Ausgabenanstieg ist somit ausschließlich

auf eine mengenm�ßige Zunahme der Pfle-

gef�lle sowie eine Strukturverlagerung zu h�-

heren Pfleges�tzen zu erkl�ren. So liegt dem

Ausgabenwachstum zwischen 1997 und

2005 um gut 18% eine Zunahme der Zahl

der Pflegef�lle um 17 1�2 % (von 1,66 Millio-

nen auf 1,95 Millionen) zugrunde. Hinzu

kommt eine allm�hliche Verlagerung von den

(aus Sicht der Pflegeversicherung relativ kos-

teng�nstigen) Geldleistungen zu den Sach-

leistungen f�r professionelle Pflegedienste

beziehungsweise die station�re Pflege in Hei-

men.4) Der Anteil der Sachleistungen an den

gesamten Leistungsausgaben hat seit 1997

von 611�2 % auf 711�2 % zugenommen. Der

Anteil der ambulant betreuten F�lle ist von

72% auf 67% gesunken und das Gewicht

der station�ren Pflege spiegelbildlich auf

in % des BIP

Einnahmen 1)

Ausgaben

1995 2006

Einnahmen und Ausgaben der
sozialen Pflegeversicherung

1 Um einmalige Beitragsmehreinnahmen
im Jahr 2006 bereinigt.

Deutsche Bundesbank
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3 Die Sozialabgabenfreiheit der Entgeltumwandlung ist
nach geltendem Recht bis Ende 2008 befristet.
4 Die unterschiedlichen Leistungss�tze im Fall der ambu-
lanten Pflege, je nachdem ob ein Pflegedienst beauftragt
wird (Sachleistungen) oder sonstige Pflegehilfen die Auf-
gaben �bernehmen (Geldleistungen), lassen die Pflege
etwa durch Familienangeh�rige auf den ersten Blick f�r
die Staatsfinanzen vorteilhaft erscheinen. Wird jedoch
ber�cksichtigt, dass Familienangeh�rige ihre abgaben-
pflichtige Erwerbsarbeit zu Pflegezwecken einschr�nken,
so gleichen sich die gesamtfiskalischen Kosten der profes-
sionellen Pfleger und die der sonstigen Pflegehilfen weit-
gehend an.

Ausgaben-
quote nahezu
konstant und
durch Entwick-
lung der Zahl
der Pflegef�lle
bestimmt
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33% gestiegen. W�hrend dies zur Verteue-

rung beitrug, wirkte dem eine Gewichtsverla-

gerung �ber alle Pflegearten hinweg von der

h�chsten Pflegestufe III (von 15 1�2 % auf

13% aller F�lle) zu Pflegestufe I (von 46 1�2 %

auf 52%) entgegen.

Die Ausgaben der Pflegeversicherung kon-

zentrieren sich noch weit st�rker als etwa im

Fall der Krankenversicherung auf die �lteren

Jahrg�nge. Gut die H�lfte aller Pflegef�lle be-

trifft Personen im Alter von 80 und mehr Jah-

ren. Deren Anteil an den Leistungsausgaben

liegt mit rund 55% sogar noch etwas h�her,

weil mit zunehmendem Alter die Wahrschein-

lichkeit der station�ren und damit relativ teu-

ren Pflegeleistung zunimmt. Dagegen spielt

das Pflegefallrisiko f�r die unter 60-J�hrigen

eine untergeordnete Rolle. Dies verdeutlicht,

dass die soziale Pflegeversicherung – �hnlich

der gesetzlichen Renten- und in geringerem

Maße auch der Krankenversicherung – einer-

seits hinsichtlich der Finanzierung auf die

Jahrg�nge im Erwerbsalter angewiesen ist

und andererseits die Leistungen vornehmlich

im h�heren Alter bezogen werden.

Mit der Pflegeversicherung wurde auch das

Ziel verfolgt, die Sozialhilfelasten zu verrin-

gern. Der Gesetzentwurf zur Einf�hrung sah

neben Einsparungen zugunsten der gesetz-

lichen Krankenversicherung insbesondere eine

finanzielle Entlastung von L�ndern und Ge-

meinden vor. Die gegen�ber der bisherigen

Hilfe zur Pflege nun vorrangigen Versiche-

rungsleistungen sollten im Einf�hrungsjahr

(ab April 1995) zu Entlastungen im ambulan-

ten Bereich in H�he von gut 1�2 Mrd 3 f�hren,

w�hrend die erst ab Mitte 1996 wirksam wer-

denden Einsparungen im Bereich der statio-

n�ren Pflege auf j�hrlich 3 1�2 Mrd 3 bis 4 Mrd 3

gesch�tzt wurden. Etwa die H�lfte der ge-

samten Einsparungen von L�ndern und Ge-

meinden sollten dabei der Finanzierung von

Investitionen in die Pflegeinfrastruktur zuflie-

ßen.5) Tats�chlich gingen die (Netto-)Ausga-

ben der L�nder und Kommunen f�r die Hilfe

zur Pflege im Zeitraum 1994 bis 1997 von

6 1�2 Mrd 3 auf 2 1�2 Mrd 3 zur�ck und blieben

anschließend in etwa auf diesem Niveau,

w�hrend die restlichen Ausgaben f�r die Hilfe

in besonderen Lebenslagen weiter zunah-

men. Das Ausgabenvolumen der sozialen

Pflegeversicherung lag im Jahr 1997 dagegen

bei gut 15 Mrd 3. Ein Großteil der Ausgaben

log. Maßstab
Mrd €

Sachleistungen

Geldleistungen

1995 2006

Ausgabenstruktur der
sozialen Pflegeversicherung

Quelle: Bundesministerium für Gesundheit.

Deutsche Bundesbank
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5 Dar�ber hinaus sollte die Einf�hrung der Pflegever-
sicherung zu gewissen Einsparungen bei der Kriegsopfer-
versorgung und der Kriegsopferf�rsorge f�hren.
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fließt also an im Sinne der Sozialhilfe Nicht-

Bed�rftige.

Ausblick auf die k�nftige Finanz-

entwicklung

Nach der nur vor�bergehend verbesserten

Kassenlage im Jahr 2006 d�rften schon im

laufenden Jahr die R�cklagen wieder durch

Defizite abgeschmolzen werden. Im Falle einer

g�nstigen Konjunkturentwicklung k�nnte die

Mindestr�cklagenvorschrift allerdings noch

bis 2010 ohne weitere Anpassungsmassnah-

men eingehalten werden. Danach d�rfte sich

jedoch ein unmittelbarer Handlungsbedarf

ergeben.

Langfristig ist die soziale Pflegeversicherung

aufgrund der demographischen Entwicklung

sowohl mit einem Ausgaben- als auch mit

einem Einnahmenproblem konfrontiert. So

wird sich der Anteil der �lteren an der Ge-

samtbev�lkerung deutlich erh�hen. Gem�ß

den Vorausberechnungen des Statistischen

Bundesamtes wird der Anteil der �ber 80-J�h-

rigen von heute 4 1�2 % auf 8% im Jahr 2030

und bis 2050 sogar auf 13 1�2 % zunehmen.6)

Damit steigt absehbar auch die Zahl der Pfle-

gef�lle in Relation zur Anzahl der Beitrags-

zahler. Umgekehrt geht der Anteil der Perso-

nen im Erwerbsalter und damit der Hauptbei-

tragszahler an der Gesamtbev�lkerung nach

einem letzten leichten Anstieg ab 2012 von

611�2 % bis zum Jahr 2035 auf 55 1�2 % zu-

r�ck, um dann auf diesem niedrigen Niveau

zu verharren.7)

Der Kostendruck bei den Pflegeleistungen

d�rfte im Vergleich zur Krankenversicherung

weniger groß sein, da der ausgabentreibende

technische Fortschritt in Form neuer Produkte

(Behandlungsmethoden, Arznei- und techni-

sche Hilfsmittel) geringer zu veranschlagen

ist. Weiterhin erscheint es durchaus plausibel,

dass die zunehmende Lebenserwartung sich

vor allem in mehr relativ „gesunden Jahren“

niederschlagen wird (sog. Kompressions-

2005, Anteile in %

Alter von ... bis unter ... Jahre

0-
5

5-
10

10
-1

5
15

-2
0

20
-2

5
25

-3
0

30
-3

5
35

-4
0

40
-4

5
45

-5
0

50
-5

5
55

-6
0

60
-6

5
65

-7
0

70
-7

5
75

-8
0

80
 +

Pflegefälle
Ausgaben

Pflegefälle und Ausgaben der
sozialen Pflegeversicherung
nach Altersklassen

Deutsche Bundesbank

55

50

45

40

35

30

25

20

15

10

5

0

6 Vgl.: Statistisches Bundesamt, Bev�lkerung Deutsch-
lands bis 2050, 11. koordinierte Bev�lkerungsvorausbe-
rechnung, Variante 1W2 (langfristig positiver Zuwande-
rungssaldo von j�hrlich 200 000 Personen, konstante Ge-
burtenziffer von 1,4 Kindern je Frau und Basisannahme
zur Entwicklung der Lebenserwartung, d.h. Anstieg der
ferneren Lebenserwartung der 60-j�hrigen M�nner von
derzeit 20,3 auf 25,3 Jahre und der Frauen von 24,3 auf
29,1 Jahre bis zum Jahr 2050).
7 Dabei wurde ber�cksichtigt, dass das gesetzliche Ren-
tenalter allm�hlich auf 67 Jahre angehoben wird. Das Er-
werbsalter umfasst hier die Spanne von derzeit 20 bis 65
bzw. ab 2029 von 20 bis 67 Jahre.
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Finanzielle Entwicklung der sozialen Pflegeversicherung

Position 1995 1) 1997 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 p)

Einnahmen Mrd 5 1)

Beitr�ge insgesamt 8,88 15,72 16,28 16,58 16,71 16,66 16,65 17,38 18,36
Beitr�ge f�r abh�ngig Besch�ftigte 6,55 11,36 12,11 12,32 12,01 11,78 11,71 12,17 13,13
Beitr�ge f�r arbeitslose Leistungs-
empf�nger 0,55 1,07 0,73 0,74 0,81 0,86 0,85 1,08 1,05
Beitr�ge aus Renten 1,45 2,69 2,84 2,89 3,18 3,30 3,35 3,37 3,39
Sonstige Beitragseinnahmen 0,34 0,60 0,60 0,63 0,71 0,72 0,73 0,77 0,78

Sonstige Einnahmen 0,12 0,18 0,24 0,26 0,20 0,18 0,16 0,14 0,13

Insgesamt 9,00 15,90 16,52 16,84 16,92 16,84 16,82 17,53 18,49

Ausgaben

Sachleistungen 1,27 8,82 10,62 10,93 11,33 11,53 11,75 12,05 12,26
Ambulante Pflegesachleistungen 0,83 1,81 2,25 2,30 2,36 2,36 2,36 2,41 2,42
Vollstation�re Pflege 6,35 7,47 7,74 8,01 8,18 8,34 8,51 8,67
Sonstige Sachleistungen 0,43 0,66 0,90 0,89 0,96 0,99 1,04 1,13 1,17

Geldleistungen 3,45 5,51 5,28 5,12 5,12 5,05 5,00 4,95 4,88
Pflegegeld 3,07 4,33 4,20 4,13 4,15 4,09 4,05 4,05 4,02
Beitr�ge zur Rentenversicherung 0,38 1,17 1,07 0,98 0,96 0,95 0,94 0,89 0,86
sonstige Geldleistungen 0,00 0,01 0,01 0,01 0,01 0,01 0,01 0,01 0,01

Verwaltungsausgaben 0,56 0,79 0,80 0,82 0,84 0,85 0,85 0,87 0,89

Sonstige Ausgaben 0,02 0,01 0,01 0,02 0,05 0,03 0,01 0,01 0,00

Insgesamt 5,30 15,13 16,72 16,89 17,35 17,47 17,60 17,89 18,03

�berschuss (+) bzw. Defizit (–) 3,71 0,77 – 0,20 – 0,05 – 0,43 – 0,62 – 0,79 – 0,37 0,45

R�cklagen 2) 3,44 5,42 5,38 5,32 4,93 4,24 3,42 3,05 3,50

Ver�nderung gegen�ber Vorjahr in %Einnahmen

Beitr�ge f�r abh�ngig Besch�ftigte – 26,8 2,5 1,7 – 2,5 – 1,9 – 0,6 3,9 7,9
Beitr�ge f�r arbeitslose Leistungs-
empf�nger – 31,0 – 21,7 2,3 9,3 6,5 – 1,2 26,3 – 2,6
Beitr�ge aus Renten – 30,5 2,0 1,6 10,1 3,8 1,6 0,5 0,5

Insgesamt – 27,8 1,1 1,9 0,4 – 0,4 – 0,2 4,2 5,5

Ausgaben

Sachleistungen – 76,7 4,3 2,9 3,6 1,8 1,9 2,6 1,7
Geldleistungen – 3,8 – 1,6 – 3,0 0,0 – 1,4 – 1,0 – 1,0 – 1,4
Verwaltungsausgaben – 26,4 0,6 2,0 2,6 1,9 – 0,2 2,8 1,8

Insgesamt – 38,4 2,2 1,0 2,7 0,7 0,8 1,6 0,8

Quelle: Bundesministerium f�r Gesundheit. Endg�ltige
Jahresergebnisse lt. PJ1-Statistik, f�r 2006 Ergebnisse der
Kassenrechnung lt. PV45-Statistik. — 1 DM-Werte in Euro

umgerechnet. — 2 Liquide Mittel zum Jahresende. Ohne
vor�bergehende R�cklagenminderung durch das Investi-
tionsdarlehen an den Bund f�r die Jahre 1995 bis 2002.

Deutsche Bundesbank
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these). H�ngt die Wahrscheinlichkeit, pflege-

bed�rftig zu werden, tats�chlich weniger

vom erreichten Alter als vielmehr von der zeit-

lichen Entfernung zum Tod ab, so �bersch�tzt

eine Fortschreibung mit konstanten altersspe-

zifischen Pflegewahrscheinlichkeiten die zu-

k�nftige Entwicklung der Pflegefallzahlen.8)

Den demographisch bedingten Finanzproble-

men wirken jedoch die nach dem geltenden

Recht nominal festgeschriebenen Leistungs-

s�tze entgegen, sodass sich kein zus�tzlicher

Ausgabendruck �ber die Leistungsh�he je

Pflegefall ergibt. Auf der Einnahmenseite

stehen die zu erwartenden j�hrlichen Ent-

geltsteigerungen der r�ckl�ufigen Zahl der

Beitragszahler gegen�ber. Bei konstanten

altersspezifischen Pflegefallwahrscheinlichkei-

ten k�nnte die mengenm�ßige Verschlechte-

rung des Verh�ltnisses von Beitragszahlern zu

Pflegef�llen auf lange Sicht vollst�ndig durch

die steigenden Pro-Kopf-Entgelte aufgewo-

gen werden.9) In diesem Szenario w�rde ein

Beitragssatz von 1,7% (zzgl. Kinderlosenbei-

trag) ausreichen, um die Ausgaben dauerhaft

zu finanzieren. Allerdings w�ren zun�chst

�ber einen Zeitraum von etwa 25 Jahren Defi-

zite zu verkraften. Dauerhafte �bersch�sse

k�nnen in diesem Szenario erst dann erwirt-

schaftet werden, wenn sich die Zunahme der

Anzahl der Pflegef�lle verlangsamt, insbeson-

dere weil die deutlich schw�cher besetzten

Jahrg�nge ab Mitte der sechziger Jahre in

h�here Altersstufen vorr�cken.
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8 Entsprechende Vorausberechnungen basieren i.d.R.
auf den Angaben des Bundesgesundheitsministeriums zu
den altersspezifischen Pflegefallzahlen. Diese liegen je-
doch nur gruppiert f�r jeweils f�nf Jahrg�nge und insbe-
sondere nur f�r die �ber 90-J�hrigen insgesamt vor.
Wenn die Zahl der weit �ber 90-J�hrigen mit steigender
Lebenserwartung zunimmt und deren Pflegewahrschein-
lichkeiten mit zunehmendem Alter weiter steigen, so un-
tersch�tzen auf diesen Daten beruhende Berechnungen
das k�nftige Ausgabenvolumen. Der Verzicht auf eine
Klassenbildung �ber das 90. Lebensjahr hinaus unterstellt
damit bereits partiell die G�ltigkeit der Kompressions-
these.
9 Unterstellt wurde hier die Entgeltentwicklung, die von
der Bundesregierung f�r die Vorausberechnung der Ren-
tenfinanzen angenommen wurde. Danach steigt die
Wachstumsrate der Durchschnittsentgelte zwischen
2010 und 2020 von 2% auf 3% und bleibt dann auf die-
sem Niveau.

Ausgaben-
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Urs�chlich f�r diese recht positive Perspektive

ist zum einen die Annahme zur Lohnentwick-

lung. Zum anderen haben die nominal festge-

schriebenen Leistungss�tze zur Folge, dass

deren realer Umfang im Zeitablauf deutlich

zur�ckgeht. Bei einer unterstellten zuk�nf-

tigen Preisniveausteigerung von 2% pro Jahr

wird der Realwert im Vergleich zum Jahr

1995 bis 2030 auf 53% und bis 2050 auf

35 1�2 % sinken. Der Teilabsicherungscharakter

der Pflegeversicherung w�rde also verst�rkt

und die notwendige Selbstbeteiligung stetig

zunehmen. Vor diesem Hintergrund steht zur

Diskussion, die Leistungen k�nftig zu dynami-

sieren. So wird beispielsweise eine j�hrliche

Anpassung entsprechend dem Durchschnitt

aus Nominallohnsteigerung und allgemeiner

Inflationsrate vorgeschlagen.10) Zur Begr�n-

dung einer damit im Grundsatz unter den

Lohnsteigerungen liegenden Anpassung wird

darauf verwiesen, dass die M�glichkeiten zur

Produktivit�tssteigerung im personalinten-

siven Pflegebereich zwar begrenzt seien, je-

doch gleichwohl Anreize zu Kosteneinsparun-

gen bestehen bleiben sollten. Folgte man die-

ser Dynamisierungsvariante, so m�sste der

Beitragssatz bis zum Jahr 2030 auf gut 2 1�2 %

und bis 2050 sogar auf gut 3 1�2 % angehoben

werden.11) Dabei ist noch nicht ber�cksich-

tigt, dass weitere Leistungsausweitungen ge-

fordert werden. So wird bem�ngelt, dass der-

zeit die Definition der Pflegebed�rftigkeit zu

eng an den k�rperlichen Gesundheitszustand

gekoppelt sei. Im Falle k�rperlich leistungs-

f�higer Demenzkranker werde daher die Pfle-

gebed�rftigkeit nicht hinreichend ber�cksich-

tigt. Jede Ausweitung des Leistungskatalogs

der Pflegeversicherung h�tte allerdings einen

entsprechend h�heren Beitragssatz zur Folge.

Zu einzelnen Aspekten der Reform-

diskussion

Vor dem Hintergrund der sich abzeichnenden

Probleme im Bereich der sozialen Pflegever-

sicherung werden verschiedene �nderungen

des bestehenden Systems diskutiert. So wird

im Koalitionsvertrag vom Herbst 2005 die

Notwendigkeit zum Aufbau einer Demogra-

phiereserve in Form kapitalgedeckter Ele-

mente in der sozialen Pflegeversicherung be-

tont. Da die Leistungen der sozialen und der

privaten Pflegeversicherung ihrer H�he nach

identisch sind, wurde ein Risikostrukturaus-

gleich zwischen diesen beiden Systemen vor-

gesehen, ohne dass die im privaten Versiche-

rungszweig bislang gebildeten Kapitalr�ck-

lagen einbezogen werden sollen. Weiterhin

sieht der Koalitionsvertrag eine Dynami-

sierung der Leistungen und eine st�rkere

Ber�cksichtigung der Pflegebed�rfnisse von

Demenzkranken vor.

Dynamisierung der Leistungen erfordert

zus�tzliche Mittel

Eine Dynamisierung der Pfleges�tze, um eine

reale Entwertung der Leistungen zu vermei-

den, w�re aufgrund der demographischen

Entwicklung mit steigenden Beitragss�tzen

10 Vgl.: Gutachten der Kommission f�r die Nachhaltig-
keit in der Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme
(„R�rup-Kommission“), Berlin 2003, S. 202. Aufgrund
der langfristigen Annahme zur Lohnsteigerungsrate von
3,0% und einer Inflationsrate von 1,5% errechnete sich
daraus eine Anpassungsrate f�r die Pflegeleistungen von
2,25% pro Jahr.
11 Zu vergleichbaren Ergebnissen kommen z.B.: J. H�cker
und B. Raffelh�schen, Wider besseren Wissens: Zur
Finanzierbarkeit Demenzkranker in der Gesetzlichen
Pflegeversicherung, Diskussionspapiere des Instituts f�r
Finanzwissenschaft der Albert-Ludwigs-Universit�t Frei-
burg im Breisgau, Nr. 127/2005, S. 6.
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verbunden. Das Ausmaß h�ngt – wie vorne

dargelegt – von einer Vielzahl von Faktoren

wie insbesondere dem demographischen Sze-

nario, aber auch der Entwicklung der bei-

tragspflichtigen Einkommen (Entgelte der ab-

h�ngig Besch�ftigten und Renten) sowie der

genauen Anpassungsregel ab. Je weiter aber

die Dynamisierung der Leistungen hinter der

durchschnittlichen Lohnentwicklung zur�ck-

bleibt, umso geringer ist der notwendige Bei-

tragssatzanstieg. Letztlich wird mit der Dyna-

misierung der Leistungen �ber das Ausmaß

der k�nftigen Absicherung des Pflegerisikos

in einem umlagefinanzierten Sozialversiche-

rungssystem entschieden.

Reformansatz innerhalb des bestehenden

Systems

Bei der Einf�hrung der sozialen Pflegever-

sicherung wurden zun�chst Geldleistungen

etwa f�r pflegende Angeh�rige stark in An-

spruch genommen. Seitdem ist jedoch ein all-

m�hlicher Wandel zu professionellen Pflege-

diensten, die als Sachleistung abgegolten

werden, festzustellen. Dies d�rfte in der Ein-

f�hrungsphase mit anf�nglichen Bem�hun-

gen (zur Fortf�hrung) einer innerfamili�ren

Pflege zusammenh�ngen, die dann nach und

nach doch in die H�nde von zunehmend am

Markt auftretenden Pflegediensten �berge-

ben wurde. Dauerhaft und in Zukunft wo-

m�glich verst�rkt wirkt hier die tendenzielle

Ver�nderung der Familienstrukturen (Erh�-

hung der Erwerbsbeteiligung, Kinderlosigkeit,

Kleinfamilien) darauf hin, dass die innerfami-

li�re Pflege an Bedeutung verlieren wird.

Damit sind Mehrausgaben f�r die Pflege-

versicherung vorgezeichnet. Mit erheblichen

finanziellen Entlastungen k�nnte es ande-

rerseits verbunden sein, wenn sich die In-

anspruchnahme der station�ren zugunsten

der ambulanten Pflege durch professionelle

Dienste verschieben w�rde.
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Einbeziehung der privaten Pflege-

versicherung

Die im Koalitionsvertrag in Aussicht gestellte

Einf�hrung eines Risikostrukturausgleichs zwi-

schen privater und sozialer Pflegeversiche-

rung w�rde zwar dadurch erleichtert, dass

die Leistungskataloge der beiden Systeme

praktisch identisch sind. Die Beitragskalkula-

tion erfolgt im privaten Versicherungszweig

jedoch grunds�tzlich nach anderen Prinzi-

pien. Hier werden weitgehend risikogerechte

Pr�mien kalkuliert, die unabh�ngig vom Ein-

kommen der Versicherten zu entrichten sind.

Um die altersbedingten Ausgabensteigerun-

gen zu ber�cksichtigen und den Pr�mien-

verlauf �ber den Lebenszyklus zu gl�tten,

werden eigentumsrechtlich gesch�tzte Alte-

rungsr�ckstellungen gebildet.

Die Risikostruktur stellt sich auf den ersten

Blick in den privaten Pflegeversicherungen

deutlich g�nstiger dar als in der Sozialver-

sicherung. So kamen im Jahr 2005 auf 100

privat Versicherte nur 1,3 Leistungsempf�n-

ger. In der sozialen Pflegeversicherung waren

es dagegen 2,8. Aufgrund der unterschied-

lichen Ausgestaltung der beiden Systeme sind

diese Zahlen jedoch nicht ohne weiteres mitei-

nander vergleichbar. W�hrend f�r das umlage-

finanzierte System die Risikoverteilung unter

den Versicherten zu einem bestimmten Zeit-

punkt relevant ist (Querschnittsbetrachtung),

kommt es bei Systemen mit Alterungsr�ckstel-

lungen auf die Entwicklung des Pflegerisikos

im Zeitablauf an (L�ngsschnittsbetrachtung).

Ein �berproportional hoher Anteil �lterer Ver-

sicherter l�st beispielsweise in umlagefinan-

zierten Sozialversicherungen einen Ausgleichs-

anspruch aus. In kapitalgedeckten Versiche-

rungen sind unterschiedliche Altersstrukturen

dagegen irrelevant. Eine unterdurchschnitt-

liche Pflegeh�ufigkeit, die auf eine relativ g�ns-

tige Alterszusammensetzung des Versicher-

tenbestandes zur�ckzuf�hren ist, rechtfertigt

daher noch keine Ausgleichsverpflichtung.

W�rde eine private Pflegeversicherung mit

relativ vielen j�ngeren Versicherten und einer

entsprechend geringen Leistungsempf�nger-

quote zu Ausgleichszahlungen verpflichtet,

h�tte dies zur Folge, dass sie nicht mehr in

ausreichendem Maße R�ckstellungen bilden

k�nnte beziehungsweise ihre Pr�mien erh�-

hen m�sste, auch wenn ihre altersbereinigte

Risikostruktur keineswegs g�nstiger ist als

die der sozialen Pflegeversicherung. Ein Aus-

gleichsmechanismus zwischen sozialer und

privater Pflegeversicherung m�sste also zu-

mindest die Pflegefallwahrscheinlichkeiten um

die unterschiedlichen Altersstrukturen bereini-

gen, stieße allerdings angesichts der unter-

schiedlichen Grundkonzeptionen schnell an

weitere Grenzen.12) Zur Erreichung von Um-

verteilungszielen scheint daher das Steuersys-

tem grunds�tzlich besser geeignet.

Finanzierung �ber Pauschalpr�mien oder

B�rgerversicherung

Die im Hinblick auf die gesetzliche Kran-

kenversicherung diskutierten Finanzierungs-

systeme kommen auch f�r die Pflegeversiche-

rung in Betracht. So k�nnte die Beitragsbasis

12 Vgl. zur m�glichen Ausgestaltung eines Risikostruk-
turausgleichs zwischen Sozialversicherungen und priva-
ten Versicherungsunternehmen: D. G�pffarth und K.-D.
Henke, Finanzierungsreform und Risikostrukturausgleich –
Was bleibt vom Ausgleichsverfahren, Jahrb�cher f�r Na-
tional�konomie und Statistik, Bd. 227/1, 2007, S. 39 ff.
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durch eine Ausweitung des versicherungs-

pflichtigen Einkommens (z.B. um Miet- und

Kapitaleink�nfte und Einkommen oberhalb der

bisherigen Beitragsbemessungsgrenze) sowie

des Personenkreises (z.B. um Beamte und Selb-

st�ndige sowie privat Versicherte mit Einkom-

men oberhalb der Versicherungspflichtgrenze)

verbreitert werden. Andererseits k�nnte eine

Umstellung auf einkommensunabh�ngige Ver-

sicherungspr�mien angestrebt werden.13)

Mit dem B�rgerversicherungskonzept w�rde

den Auswirkungen des potenziell anhalten-

den strukturellen Wandels des Erwerbslebens

in Richtung zunehmender (nicht sozialver-

sicherungspflichtiger) Selbst�ndigkeit auf die

Finanzen der Pflegeversicherung entgegen-

gewirkt. Das staatliche Sozialversicherungs-

system w�rde allerdings ausgeweitet werden,

mit der Folge, dass die Abgabenbelastung

insgesamt steigen w�rde. Die implizite Be-

steuerung der bisher Versicherten w�rde zu-

mindest vor�bergehend zur�ckgehen – frei-

lich auf Kosten der neu in den Pflichtver-

sichertenkreis Aufgenommenen.

Mit einer pauschalen Pr�mie w�rde hingegen

das Versicherungsprinzip der Pflegeversiche-

rung gest�rkt und nicht zuletzt die Transpa-

renz erh�ht. Die durchschnittlichen Kosten

der Absicherung des Pflegerisikos in H�he

von monatlich gut 20 3 je Versicherten w�r-

den f�r alle Beteiligten offenbar. Außerdem

k�nnten die Entscheidungen �ber den poli-

tisch gew�nschten sozialen Ausgleich zwi-

schen Beziehern h�herer und niedrigerer Ein-

kommen auf einer klareren Grundlage getrof-

fen und dann im Steuer- und Transfersystem

umgesetzt werden. Die Einkommensumver-

teilung w�rde nicht mehr �ber eine geson-

derte proportionale „Lohnsteuer“ mit Bei-

tragsbemessungsgrenze, sondern �ber das

allgemeine Steuersystem erfolgen. Durch die

Erhebung einkommensunabh�ngiger Bei-

tr�ge w�rden der demographische Struktur-

wandel von Erwerbst�tigen zu Rentnern und

die damit verbundene D�mpfung der bisher

beitragspflichtigen Einkommen die Finanzie-

rungsgrundlage der sozialen Pflegeversiche-

rung weniger stark beeintr�chtigen.

Kapitaldeckung k�nftiger Leistungen

In der umlagefinanzierten Pflegeversicherung

m�ssen die steigenden Kosten von den k�nf-

1995 = 100, log. Maßstab

BIP (nominal)

Bruttolöhne und -gehälter

Grundlohnsumme

1995 96 97 98 99 00 01 02 03 04 05 2006

Bruttoinlandsprodukt,
Bruttolöhne und -gehälter
und Grundlohnsumme
im Vergleich
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13 Vgl. zu dieser Diskussion: Deutsche Bundesbank, Fi-
nanzielle Entwicklung und Perspektiven der gesetzlichen
Krankenversicherung, Monatsbericht, Juli 2004, S. 27 ff.
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tigen Beitragszahlern getragen werden. Um

deren Belastung zu begrenzen, wird vor-

geschlagen, von der Umlagefinanzierung zu

vermehrter Kapitaldeckung umzusteuern. Die

verschiedenen Modelle unterscheiden sich

hinsichtlich der Geschwindigkeit und des Um-

fangs der R�cklagenbildung einerseits und

der R�ckf�hrung des umlagefinanzierten Teiles

andererseits. Sie reichen von einem vollst�n-

digen �bergang zur Kapitalfundierung f�r

alle, die ein bestimmtes Alter noch nicht er-

reicht haben, bis zu Vorschl�gen mit einer nur

vor�bergehenden R�cklagenbildung. Mit der

Umstellung sind freilich zun�chst Mehrbelas-

tungen verbunden. F�r einen �bergangszeit-

raum ist einerseits eigene Vorsorge zu betrei-

ben, andererseits sind die �lteren zu unter-

st�tzen, weil sie nicht mehr gen�gend Zeit

zur Verf�gung haben, um zu verkraftbaren

Beitr�gen hinreichend eigene Vorsorge zu be-

treiben.14) Die „R�rup-Kommission“ hat dies-

bez�glich vorgeschlagen, den Rentnern einen

Sonderbeitrag aufzuerlegen und diese Mehr-

einnahmen zur Bildung eines Kapitalstocks

zu verwenden.15) W�rde die Bew�ltigung

des �bergangsproblems als gesamtstaatliche

Aufgabe betrachtet, k�nnte hier auch eine

Steuerfinanzierung erwogen werden.

Kapitalr�cklagen k�nnen innerhalb der sozia-

len Pflegeversicherung gebildet werden.16) Er-

fahrungsgem�ß wecken aber kollektive R�ck-

lagen Begehrlichkeiten zur Leistungsauswei-

tung. Individuelle Ersparnisse sind hiervor

zwar besser gesch�tzt, doch tragen sie nicht

unmittelbar zur Entlastung k�nftiger Genera-

tionen bei. Am konsequentesten w�re der

vollst�ndige Wechsel zur privaten Pflegever-

sicherung mit risikoad�quater Pr�mienkalku-

lation und eigentumsrechtlich gesch�tzten

Alterungsr�ckstellungen. Damit w�re aller-

dings – wie bei der Diskussion um Pauschal-

pr�mien – politisch zu entscheiden, inwieweit

der Systemwechsel f�r Personen mit nied-

rigen Einkommen durch einen sozialen Aus-

gleich begleitet wird und wie die �bergangs-

lasten zwischen den Generationen verteilt

werden.

Die R�ckf�hrung umlagefinanzierter Systeme

der sozialen Sicherung und eine damit ver-

bundene Verst�rkung kapitalgedeckter Ele-

mente kann eine intergenerative Umverteilung

zugunsten der j�ngeren Jahrg�nge bewirken.

Sie w�ren weniger von den sonst drohen-

den Beitragssatzsteigerungen beziehungs-

weise Leistungsverschlechterungen betroffen.

Belastet w�rde die Umstellungsgeneration,

die je nach �bergangsszenario unterschied-

lich abgegrenzt ist. Angesichts der noch nicht

lange zur�ckliegenden Einf�hrung der Pflege-

versicherung w�re dies zumindest teilweise

noch der Personenkreis, der erheblich von der

Einf�hrung profitiert hat. Zu ber�cksichtigen

ist freilich auch, dass die �bergangsgenera-

14 Vgl. z.B.: J. H�cker, M. A. H�fer und B. Raffelh�schen,
Wie kann die Gesetzliche Pflegeversicherung nachhaltig
reformiert werden?, Diskussionspapiere des Instituts f�r
Finanzwissenschaft der Albert-Ludwigs-Universit�t Frei-
burg im Breisgau, Nr. 119/2004, oder auch Sachverst�n-
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung, Jahresgutachten 2004/05, Tz. 546 ff.
15 Vgl.: Gutachten der Kommission f�r die Nachhaltig-
keit in der Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme
(„R�rup-Kommission“), Berlin 2003, S. 200 ff. Die Bil-
dung des Kapitalstocks erfolgte hier jedoch nicht nach
versicherungsmathematischen Grunds�tzen, sondern ins-
besondere durch einen im Zeitablauf steigenden Sonder-
beitrag der Rentner. Nach Ende des Vorausberechnungs-
zeitraums (2040) k�nnten hier durchaus Beitragssatzstei-
gerungen erforderlich werden.
16 Finanzielle Reserven innerhalb des Staatssektors anzu-
legen, entspricht hinsichtlich der Wirkung auf die staat-
liche Verm�gensposition der Tilgung von Staatsschulden.
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tion ihre Belastungen m�glicherweise an die

nach ihr kommenden Generationen weiter-

reichen kann. Dies kann beispielsweise auf

individueller Ebene in Form niedrigerer Erb-

schaften oder auf gesamtstaatlicher Ebene

durch eine staatliche Kreditfinanzierung des

�bergangs erfolgen. Die intergenerativen

Verteilungswirkungen h�ngen letztlich ent-

scheidend von der genauen Ausgestaltung

des �bergangs zur verst�rkten Kapitaldeckung

ab.

Mit einer Umstellung von Umlagefinanzierung

zur Kapitaldeckung ist per se kein Effizienz-

gewinn verbunden. Eine zumeist erwartete

h�here Rendite am Kapitalmarkt erleichtert

es zwar, die Pflegeabsicherung zu finanzie-

ren. Die Finanzierung des �bergangs verur-

sacht jedoch ebenfalls Kosten, die wiederum

mit dem Kapitalmarktzins zu diskontieren

sind. Ohne weitere Annahmen zu den relati-

ven Verzerrungseffekten des Beitragssatzes in

der bestehenden Pflegeversicherung im Ver-

gleich zu beispielsweise einer Steuer- oder

Kreditfinanzierung des �bergangs lassen sich

keine verl�sslichen Allokationsverbesserun-

gen durch den Wechsel des Finanzierungsver-

fahrens ableiten.17)

Schlussbemerkungen

Durch die Einf�hrung der Pflegeversicherung

im Jahr 1995 wurde das System der im Um-

lageverfahren finanzierten Sozialversicherun-

gen in Deutschland nochmals ausgeweitet.

Wie bei einer Kreditaufnahme kommt es hier-

durch auch wegen der demographischen Ent-

wicklung zu einer Umverteilung zulasten

k�nftiger und zugunsten heutiger Generatio-

nen – was die Einf�hrung politisch erheblich

erleichtert haben d�rfte.

Die finanziellen Reserven der Pflegeversiche-

rung werden in absehbarer Zeit aufgebraucht

sein. Zwar ist das Bewusstsein f�r einen fi-

nanzpolitischen Handlungsbedarf angesichts

der demographischen Entwicklung erheblich

gesch�rft worden, doch wird das nominal

fixierte Leistungsniveau zunehmend als unzu-

reichend empfunden und deshalb eine Dyna-

misierung der Pfleges�tze gefordert. Daher

steht eine Reform der Pflegeversicherung auf

der Tagesordnung. Grunds�tzlich resultieren

aus der Alterung der Gesellschaft k�nftig stei-

gende Pflegekosten. Dies gilt unabh�ngig

von der institutionellen Absicherung des

Pflegerisikos.

In der aktuellen Diskussion werden als Ziele

von Reformbem�hungen auf der politischen

Ebene h�ufig genannt: die St�rkung der Bei-

trags�quivalenz der Sozialversicherungen ver-

bunden mit einer transparenten und zielge-

richteten Finanzierung der allgemeinen Um-

verteilung �ber das Steuersystem, die Begren-

zung der Belastung k�nftiger Generationen

sowie die Betonung der Eigenvorsorge und

Konzentration der staatlichen Sozialtransfers

vor allem auf die tats�chlich Bed�rftigen. Vor

diesem Hintergrund erscheint es naheliegend,

bei einer Dynamisierung und Ausweitung der

im Umlageverfahren finanzierten Leistungen

behutsam vorzugehen und mit Blick auf die

Beitragsbelastung auf eine enge Begrenzung

17 Vgl.: Deutsche Bundesbank, M�glichkeiten und Gren-
zen einer verst�rkten Kapitaldeckung in der gesetzlichen
Alterssicherung, Monatsbericht, Dezember 1999, S. 15 ff.
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zu achten. Mit einer zweckgebundenen Vor-

sorgepflicht k�nnten dabei verbleibende Leis-

tungsl�cken geschlossen werden.

Es k�nnte auch erwogen werden, k�nftig ge-

nerell statt einkommensabh�ngiger Beitr�ge

Pauschalpr�mien zu erheben und die Einkom-

mensumverteilungsaufgabe vollst�ndig in das

allgemeine Steuer- und Transfersystem zu

verlagern. Durch die Beitragsumstellung w�r-

den die Bezieher niedriger Einkommen belas-

tet, zu deren Kompensation ein steuerfinan-

zierter sozialer Ausgleich auf einer dann st�r-

ker zielgerichteten Grundlage vorgesehen

werden k�nnte.

Die derzeitige gute konjunkturelle Entwick-

lung sollte jedenfalls nicht dazu verleiten, die

langfristigen Finanzierungsm�glichkeiten zu

�bersch�tzen. Bei der Forderung nach Leis-

tungsdynamisierungen und -ausweitungen

sind die mittel- und langfristigen Folgen ge-

nau zu pr�fen, und sie sollten nachvollziehbar

sowie transparent im Rahmen von Langfrist-

berechnungen dargestellt werden. Hier soll-

ten nicht zuletzt die Lehren aus den Leis-

tungsausweitungen in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung in den siebziger Jahren und

der umfangreichen Kreditfinanzierung des

Staatshaushalts in der Vergangenheit ber�ck-

sichtigt werden: Staatliche Leistungsverspre-

chen, die kurzfristig nicht mit direkten Belas-

tungen verbunden und somit politisch m�g-

licherweise einfach durchsetzbar sind, k�nnen

langfristig einen umso gr�ßeren und schmerz-

haften Handlungsbedarf nach sich ziehen.
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